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Vorhaben: 
 

Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Schaffung eines Rahmens zur Gewährleistung 
einer sicheren und nachhaltigen Versorgung 
mit kritischen Rohstoffen und zur Änderung 
der Verordnungen (EU) 168/2013, (EU) 
2018/858, (EU) 2018/1724 und (EU) 2019/1020 
COM(2023) 160 final 

 
KOM-Nr.: 
 

COM (2023) 160 final 

 
BR-Drucksache: 
 

207/23 

 
Federführendes Ressort/Aktenzeichen: 
 

EU  

 
Zielsetzung: 
 

Der CRMA verfolgt das Ziel, eine sichere und 
nachhaltige Versorgung der EU mit kritischen 
und strategischen Rohstoffen zu 
gewährleisten. Dadurch sollen einseitige 
Abhängigkeiten vermieden werden. 

 
Wesentlicher Inhalt: 
 

Mit dem CRMA stellt die KOM einen 
umfangreichen und ambitionierten Vorschlag 
zur nachhaltigen und resilienten Versorgung 
der EU mit kritischen und strategischen 
Rohstoffen vor. Diese Rohstoffe werden u. a. 
zur Herstellung von grünen Technologien wie 
z. B. Batteriespeichern, PV-Anlagen, 
Windturbinen, Wärmepumpen oder 
Elektrolyseanlagen benötigt. 
Die KOM sieht zur Erreichung der genannten 
Ziele Benchmarks vor. Bis zum Jahr 2030 sollen 
mind. 10% des EU-Bedarfs an kritischen 
Rohstoffen aus heimischer Förderung gedeckt 
werden; in der Verarbeitung soll der Anteil 
mind. 40% betragen. Die Recyclingkapazität 
soll mind. 15% des EU-Bedarfes betragen. 
Zusätzlich sollen die EU-Importe bei keinem 
dieser Rohstoffe zu mehr als 65% aus einem 
einzelnen Drittstaat stammen. 
Strategische Projekte in Gewinnung, 
Verarbeitung und Recycling sollen von 
beschleunigten Genehmigungsverfahren 



profitieren. Stresstests, Koordinierung bei 
Lagerhaltung, Kaufgemeinschaften, sowie 
strategische Partnerschaften sollen zur 
besseren Diversifizierung und zur 
Risikominimierung bei der Rohstoffversorgung 
beitragen. Dem Ausbau der Kreislaufwirtschaft 
und der Stärkung des Recyclings wird 
besonderes Gewicht gegeben. 

 
Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei 
Bedenken: kurze Begründung): 
 

FA 

 
Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?: 
 

FA 

Zeitplan für die Behandlung: 
a) Bundesrat 
b) Rat: 
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc. 

Nicht bekannt 

 


